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EVP empfiehlt 3 x Ja 
Die letzte Parteiversammlung der kantonalen EVP dieses Jahres beschloss die Parolen für die drei Abstimmungsvorlagen vom 25. November 2012. 
Die eidgenössische Vorlage zur Änderung des Tierseuchengesetzes wurde von Co-Präsident Hugo Bosshart vorgestellt. Aufgrund der allgemeinen Globalisierung steigt die Tierseuchengefahr. Präventions- und Bekämpfungsmassnahmen können deshalb nicht weiter den Kantonen überlassen werden. Die Führungsrolle muss in Zukunft klar beim Bund liegen und er muss, falls notwendig, entsprechende Massnahmen anordnen können. Dieser Grund- satz des revidierten Tierseuchengesetzes, das von National- und Ständerat mit nur einer Gegenstimme verabschiedet wurde, überzeugte auch die Anwesenden. Die Ja- Parole wurde deshalb einstimmig beschlossen. 
Die kantonale Vorlage zur Totalrevision des Gesundheitsgesetzes wurde von Kantonsrat Rainer Schmidig vorgestellt. Das Gesundheitsgesetz wurde nach 40 Jahren komplett überarbeitet. Unbestritten und begrüssenswert sind die neuen Bestimmungen zur Gesundheitsförderung, Prävention und zum Jugendschutz, hier insbesondere das Verkaufsverbot für Zigaretten an Jugendliche unter 18 Jahren. Die eigentliche Diskussion richtete sich denn auch fast ausschliesslich auf die Medikamentenabgabe durch die in Schaffhausen und Neuhausen niedergelassenen Ärzte (Variantenabstimmung). Gründe für und wider wurden geäussert und diskutiert. Schliesslich gab das Argument, dass der Wunsch der Ärzte, durch die Abgabe von Medikamenten ihr Einkommen zu verbessern, ein falscher Anreiz sei, auch wenn dies andernorts so gehandhabt werde, den Ausschlag für die deutliche Parole 2 x Ja.
Ausführlich diskutiert wurde auch die ebenfalls von Rainer Schmidig vorgestellte kantonale Volksinitiative „Für bezahlbare Krankenkassenprämien“ (Prämienverbilligungsinitiative). Dass die Regierung den Kantonsanteil für die Prämienverbilligung auf den Betrag reduzieren wollte, den der Bund leistet, war für die VersammlungsteilnehmerInnen nachvollziehbar. Mit dem Entscheid des Kantonsrates, den Betrag  des Kantons gleich noch weiter zu reduzieren, provozierten sie die Linksparteien, die eine Volksinitiative einreichten, über die es nun abzustimmen gilt.  Diese hat allerdings auch ihre Schwächen, zementiert sie doch in der Verfassung, dass die Prämien nicht mehr als 15 Prozent des anrechenbaren Einkommens betragen dürften. Diese Forderung ist aber ähnlich masslos, müsste der Kanton doch bereits 2014 zehn Mio. Franken  mehr für die Prämienverbilligung ausgeben als heute. Zudem würde diese Summe jährlich um zwei Millionen Franken anwachsen, was bei der aktuellen Finanzlage des Kantons zweifellos an einem anderen Ort wieder eingespart werden müsste. So stand die Versammlung vor einer schwierigen Ausgangslage. Weil sie aber den Spar-Turbos im Kantonsrat nicht den Rücken stärken wollte, sah man keine andere Möglichkeit, als der Initiative zuzustimmen, im Wissen darum, dass damit das Problem nicht gelöst ist. 
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